
 

 
Hinweise und Mitwirkungspflichten 

 

 
 
Wer Sozialhilfe beantragt oder erhält, hat nach §§ 60 ff Sozialgesetzbuch – Erstes Buch (SGB I) alle für die 
Leistung erheblichen Tatsachen anzugeben und der Erteilung von Auskünften Dritter zuzustimmen (z.B. 
Behörden, Ärzte, Krankenhäuser, Banken), wenn die notwendigen Daten nicht selbst beigebracht werden 
können. Alle Änderungen in den für die Leistung erheblichen Verhältnissen sind unverzüglich dem Sozialamt 
unaufgefordert mitzuteilen, insbesondere 
 

 Beantragung und Bewilligung von Renten, Wohngeld (Miet-/Lastenzuschuss), Kindergeld, Leistungen 
des Arbeitsamtes, Unterhaltsvorschussleistungen, anderer Sozialleistungen (z.B. 
Pflegegeld nach SGB XI) 

 Erhalt von jeglichem Einkommen und Vermögen 

 Änderungen in der Höhe laufender Einkünfte und ihren Wegfall 

 Änderungen von Grundmieten und Nebenkosten sowie Wohnungswechsel 

 Aufnahme einer Erwerbstätigkeit, Schul- oder Berufsausbildung oder eines Studiums 

 Beendigung des Schulbesuches oder einer Ausbildung von Kindern 

 Ein- und Auszug von Personen sowie vorübergehende Abwesenheitszeiten von Personen im Haushalt 

 Ausscheiden aus der gesetzlichen Krankenversicherung z.B. durch Kündigung des Arbeitsplatzes, 
Scheidung, Sperrzeiten etc. 

 Krankenhausaufnahmen und Kurantritten 
 
Beweismittel sind auf Verlangen vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. Wird diesen Pflichten nicht 
nachgekommen und sind die Verhältnisse ungeklärt, kann die Hilfe abgelehnt oder nicht weiter geleistet 
werden. Auf die auf der Rückseite abgedruckten Rechtsvorschriften des Sozial- und Strafgesetzbuches wird 
hingewiesen. 
 
Das Sozialamt erhebt zur Bestimmung der Form der Hilfe und deren detaillierter Ausgestaltung sowie zur 
Bemessung der Leistung persönliche und wirtschaftliche Daten. Der Umfang dieser Daten ergibt sich in der 
Regel aus dem Antrag. Es kann aber die Notwendigkeit bestehen, darüber hinausgehende Daten zu ermitteln, 
wenn die Ausgestaltung der Hilfe dies erfordert. 
 
Jeder hat Anspruch darauf, dass die ihn betreffenden Sozialdaten vom Sozialamt nicht unbefugt erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden. Die Einzelheiten zum Schutz der Sozialdaten sind in den §§ 67 ff. 
Sozialgesetzbuch – Zehntes Buch (SGB X), u.a. § 67 a „Datenerhebung“, § 67 b „Zulässigkeit der 
Datenverarbeitung und –nutzung“, sowie in § 35 SGB I „Sozialgeheimnis“ geregelt. Die Daten werden 
maschinell verarbeitet und gespeichert. 
 
Nach § 118 Abs. 1 Sozialgesetzbuch -Zwölftes Buch- (SGB XII) können die dort bestimmten Daten regelmäßig 
mit den Daten anderer Sozialhilfeträger und anderer Sozialleistungsträger, den Arbeitsämtern, den gesetzlichen 
Trägern der Unfall-, Renten- oder Krankenversicherung, dem Bundesamt für Finanzen, aber auch den 
kommunalen Dienststellen (z.B. Einwohnermeldeamt, Straßenverkehrsamt, Liegenschaftsamt) abgeglichen 
werden. Hierzu dürfen Name, Vorname (Rufname), Geburtsdatum, Geburtsort, Nationalität, Geschlecht, 
Anschrift und Versicherungsnummer der Empfänger von Leistungen der zentralen Auskunftsstelle übermittelt 
werden. Weitere Dienststellen werden bei Bedarf gutachtlich beteiligt, wie z.B. das Schulamt, das 
Gesundheitsamt, die kommunale Bewertungsstelle beim Gutachterausschuss. Dies soll helfen, rechtmäßige 
und sachgerechte Hilfen zur Verfügung zu stellen und den Missbrauch der Hilfe zu vermeiden. Sind ärztliche 
Unterlagen erforderlich, wird eine gesonderte widerrufbare Erklärung zur Entbindung von der ärztlichen 
Schweigepflicht von Ihnen angefordert. 
 
Zur Beurteilung der Auswirkungen des SGB XII und zu seiner Fortentwicklung wird nach §§ 121 ff SGB XII eine 
Bundesstatistik über die Empfänger von Leistungen nach dem SGB XII durchgeführt. Die dabei zu meldenden 
Erhebungsmerkmale ergeben sich aus § 122 SBG XII. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Auszug aus dem Sozialgesetzbuch – Allgemeiner Teil – (SGB I) 
Vom 11.12.1975 (BGBl. I S. 3015) in der zur Zeit gültigen Fassung 

 
 
Dritter Titel: Mitwirkung des Leistungsberechtigten 
 
§ 60 Angabe von Tatsachen 
 

(1) Wer Sozialleistungen beantragt oder erhält hat 
 

1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Leistung erheblich sind, und auf Verlangen des 
zuständigen Leistungsträgers der Erteilung der erforderlichen Auskünfte durch Dritte 
zuzustimmen, 

2. Änderungen in den Verhältnissen, die für die Leistung erheblich sind oder über die im 
Zusammenhang mit der Leistung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzügliche 
mitzuteilen, 

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen des zuständigen Leistungsträgers 
Beweisurkunden vorzulegen oder ihrer Vorlage zuzustimmen. 

 
Satz 1 gilt entsprechend für denjenigen, der Leistungen zu erstatten hat. 

 
(2) Soweit für die in Absatz 1 Nr. 1 und 2 genannten Angaben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese 

benutzt werden. 
 
 
§ 66 Folgen fehlender Mitwirkung 
 

(1) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung beantragt oder erhält, seinen Mitwirkungspflichten nach den 
§§ 60 bis 62, 65 nicht nach und wird hierdurch die Aufklärung des Sachverhaltes erheblich erschwert, 
kann der Leistungsträger ohne weitere Ermittlungen die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung 
ganz oder teilweise versagen oder entziehen, soweit die Voraussetzungen der Leistung nicht 
nachgewiesen sind. Dies gilt entsprechend, wenn der Antragsteller oder Leistungsberechtigte in 
anderer Weise absichtlich die Aufklärung des Sachverhaltes erheblich erschwert. 

 
(2) Kommt derjenige, der eine Sozialleistung wegen Pflegebedürftigkeit, wegen Arbeitsunfähigkeit, wegen 

Gefährdung oder Minderung der Erwerbsfähigkeit oder wegen Arbeitslosigkeit beantragt oder erhält, 
seinen Mitwirkungspflichten nach den §§ 62 bis 65 nicht nach und ist unter Würdigung aller Umstände 
mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen, dass deshalb die Fähigkeit zur selbständigen Lebensführung, die 
Arbeits-, Erwerbs- oder Vermittlungsfähigkeit beeinträchtigt oder nicht verbessert wird, kann der 
Leistungsträger die Leistung bis zur Nachholung der Mitwirkung ganz oder teilweise versagen oder 
entziehen. 

 
(3) Sozialleistungen dürfen wegen fehlender Mitwirkung nur versagt oder entzogen werden, nachdem der 

Leistungsberechtigte auf diese Folgen schriftlich hingewiesen worden ist und seiner Mitwirkungspflicht 
nicht innerhalb einer ihm gesetzten angemessenen Frist nachgekommen ist. 

 
 

Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) 
In der Fassung vom 12.04.1986 (BGBl. I S. 393) 

 
§ 263 Betrug 
 

(1) Wer in der Absicht, sich oder einem Dritten einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, das 
Vermögen eines anderen dadurch beschädigt, dass er durch Vorspiegelung falscher oder durch 
Entstellung oder Unterdrückung wahrer Tatsachen einen Irrtum erregt oder unterhält, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 
(3) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren. 
(4) § 243 Abs. 2 sowie die §§ 247 und 248 a gelten entsprechend. 
(5) Das Gericht kann Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 

 

 

 


